
Verwaltungsvereinbarung 

"Beitragseinzug" 

Die ijffentlich-rechtlichen Landesrundfunkanctalten 

Bayerischer Rundfunk 
Hessischer Rundfunk 
Mitteldeutscher Rundfunk 
Norddeutscher Rundfunk 
Radio Bremen 
Rundfunk Berlin-Brandenburg 
Saarländischer Rundfunk 
Südwestrundfunk 
Westdeutscher Rundfunk 

sowie die äffentlich-rechtliche Kärperschaft 
D~utschlandradio 

und das 
Zweite Deutsche Fernsehen 

- im Folgenden: die Rundfunkanstalten - 

schliefien folgende Verwaltungsvereinbarung: 

Präambel 

Die Umsteltung von der Rundfunkgebühr auf den Rundfunkbeitrag gibt Anlass, die 
bisherige Verwaltungsvereinbarung Gebühreneinzugsrentrale aus dem Jahre 2002 
zu novellieren und den veränderten Bedingungen und der neuen Struktur des Zent- 
ralen Beitragsservice von ARD, ZDF und Deutschlandradio - Zentrale Servicestelle 
Köln firn Folgenden kurz ..Zentraler Beitragsservice"] anzupassen. Die Rundfunkan- 
stalten lassen sich dabei von dem Grundgedanken leiten, dass der Beitragseinzug 
so zentral wie möglich und so dezentral wie nötig erfolgen und die Bearbeitung in 
der zentralen und den dezentraten Einheiten bundeseinheitlich sein soll. Ferner wird 
durch eine Akzeptanzsteigerung des gesamten Beitragseinzugs auch eine Ertrags- 
steigerung angestrebt. Hohe Priorität soll der serviceorientierten Kundenbetreuung 
eingeräumt werden. 
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Erster Abschnitt 

Allgemeines 

3 1  
Gegenstand 

Durch den Beitragsservice ARD, ZDF und Deutschlandradio erheben die Rundfunk- 
anstalten entsprechend den gesetzlichen Regelungen im eigenen Namen und für 
eigene Rechnung den Rundfunkbeitrag, den die Beitragsschuldner an die Landes- 
rundfunkanstalten zu Leisten haben. Der Beitragsservice besteht aus der Gemein- 
schaftseinrichtung Zentraler Beitragsservice in Köln-Bocklemünd, einer Gemein- 
schaftseinrichtung Beitragskommunikation/Marketing, einer Gemeinschafts- 
einrichtung Beitragsrecht sowie den dezentralen Einheiten bei den Landesrundfunk- 
anstaken. 

Zweiter Abschnitt 

Gemeinschaftseinrichtung Zentraler Beitragsservice 

3 2 
Aufgaben des Zentralen Beitragsservice 

Die Rundfunkanstalten betreiben den „Zentralen Beitragsservice ARD, ZDF Deutsch- 
landradio" mit Sitz in Köln-Bocklemünd für die Abwicklung des Beitragseinzugs als 
gemeinsames Rechen- und Dienstleistungszentrum im Rahmen einer nicht- 
rechtsfähigen Verwaltungsgemeinschaft. Durch den Zentralen Beitragsservice neh- 
men die Rundfunkanstalten folgende Einzelaufgaben wahr: 

al Organisation und Durchführung aller Aufgaben im Massenverfahren [Kunden- 
betreuung, Marktbearbeitung, Beschwerdemanagementl 

b] Entgegennahme und Bearbeitung von An-, Um-, Änderungs- und Abmeldungen 
der Beitragsschuldner 

C] Verwaltung und Pflege des Bestandes der Beitragskonten 

d) Organisation und Abwicklung des Zahlungsverkehrs, insbesondere die Annah- 
me des Rundfunkbeitrags und Kontrolle des Beitragseingangs sowie Einleitung 
von Maßnahmen zur Erlangung rückständiger Beitragsforderungen {Inkasso 
und Vollstreckung], soweit diese Beitreibungsmaßnahmen nicht von den 
Landesrundfunkanstalten einzetn oder durch einen externen Dienstleister 
durchgeführt werden 
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Abrechnung der zugunsten der einzelnen Landesrundfunkanstalten eingehen- 
den Rundfunkbeiträge mit den Rundfunkanstalten 

Erstattung von Rundfunkbeiträgen 

Vereinbarungen mit Postdienstleistern, Geldinstituten usw. zur Regelung des 
Zahlungsverkehrs 

Bereitstellung aller erforderlichen Formblätter, Druckschriften und Daten für 
Tätigkeiten der einzelnen Anstalten im Zusammenhang mit dem Beitragseinzug 

Durchführung der Beitragsbefreiungen und -ermäßigungen sowie Führung des 
entsprechenden Bestands 

gemeinsame Planung der Beitragserträge für ARD, ZDF und Deutschlandradio 
in Abstimmung mit den Rundfunkanstalten 

Konzeption und Durchführung eines Qualitätsmanagementc für alle Massen- 
verfahren in Abstimmung mit den Rundfunkanstalten 

Konzeption und Implementierung aller zentraten Controlling- und Berichtssys- 
teme 

Planung und Bereitstellung aller IT-Verfahren und IT-Anwendungssysteme für 
den Beitragseinzug. Bereitstellung/Betrieb der technischen Voraussetzungen 
für den Internetauftritt „www.rundfunkbeitrag.de", sowie inhaltliche und redak- 
tionelle Gestaltung des Formutarwesens und aller Inhalte, die die innerbetrieb- 
Lichen Belange des Zentralen Beitragsservice betreffen (vgl. dazu 5 8 C. 1. bll 

Unterstützung der Landesrundfunkanstalten bei der ErfüLtung ihrer Aufgaben 
des dezentralen Beitrcigseinzugs 

Verarbeitung von Daten, die auf der Grundlage rechtlicher Regelungen, Aus- 
kunfts- und Anzeigepflichten mitgeteilt oder übermittelt werden 

Erlass von Bescheiden und Widerspruchsbescheiden, soweit das Verwaltungs- 
verfahren nicht von den Landesrundfunkanstalten selbst durchgeführt wird. 

93 
Verwa ltungsrat 

Bei der Steuerung und Überwachung der Aufgabenerfüllung durch den Zentra- 
len Beitragsservice arbeiten die Rundfunkanstalten in einem Verwaltungsrat 
zusammen. 

Jede Landesrundfunkanstalt sowie Deutschlandradio entsenden je ein Mitglied 
und das ZDF drei Mitglieder in den Verwaltungsrat. Vertretung ist bei Verhinde- 
rung eines Verwattungsratsmitglieds zulässig; ebenso die Übertragung des 
Stimmrechts auf ein anderes Verwaltungsratsmitglied. Die Mitglieder kommen 
aus der Finanzkommission und der Juristischen Kommission. 
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Die Mitglieder des Verwaltungsrats bestimmen aus ihrem Kreis eineln Vorsit- 
zende/n und drei stellvertretende Vorsitzende auf jeweils zwei Jahre. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden zu Sitzungen durch den Vorsitzen- 
den mit Zweiwochenfrist geladen. Die Geschäftsführung des Zentralen Bei- 
tragsservice nimmt an den Sitzungen des Verwaltungsrates teil. 

Der Vewaltungsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens acht Rundfunkanstal- 
ten vertreten sind und alle Mitglieder ordnungsgemäß geladen wurden. Be- 
schlüsse bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Beschlüsse über 
Entscheidungen mit finanziellen Auswirkungen bedürfen einer Mehrheit von 3/4 
der abgegebenen Stimmen; Entscheidungen mit finanziellen Auswirkungen von 
mehr als 500.000 E: bedürfen der Einstimmigkeit. Der Beschluss über die Beru- 
fung und Abberufung des Geschkiftsführers bzw. der Geschäftsführerin aus 
wichtigem Grund bedarf der Einstimmigkeit. Die Feststellung des jährlichen 
Haushaltsplans bedarf der Einstimmigkeit, sofern die Summe der Ausgaben 
den Haushaltsplan diejenige des Vorjahres um mehr als 5 % übersteigt. Be- 
schlüsse können im Einzelfall auch im schriftlichen Verfahren gefasst werden, 
wenn kein Mitglied diesem Verfahren widerspricht. Näheres kann die Ge- 
schäftsordnung regeln. 

Der Verwaltungsrat hat die Aufgabe, die Geschäftsführung zu überwachen. Er 
hat dabei insbesondere folgende Einzelkompetenzen: 

Beratung und Entscheidung von Grundsatzfragen zur Akzeptanz, Transpa- 
renz, Kundenfreundlichkeit und Wirtschaftlichkeit der operativen Abwick- 
lung des Beitragseinzugs soweit diese nicht einer der beiden Gemein- 
schaftseinrichtungen übertragen werden Ivgl. § 81 

Einrichtung von Fachgruppen und Wahl der Vorsitzenden der Fachgruppen 
[vgl. Ij 4 Ziff. 21 und Bestätigung deren Mitglieder 

Bestellung der Geschäftsführung auf jeweils fünf Jahre einschliefilich Voll- 
machtsregelung sowie Abberufung eines Geschäftsführers aus wichtigem 
Grund 

Prüfung und Feststellung des jährlichen Haushaltsplans sowie eines Stel- 
lenplanes einschließlich Festlegung von Hohe und Terminen der Ab- 
schlagszahlungen von den Rundfunkanstalten 

Prüfung und Feststellung des Jahresabschlusses sowie Entlastung der Ge- 
schäftsführung 

Erlass der für den Betrieb des Zentralen Beitragsservice erfordertichen 
Ordnungen [Geschäftsordnung, Finanzordnung, Revisionsordnung usw.) 

Beschlussfassung über Genehmigungsanträge der Geschäftsführung [siehe 
§ 5 Ziff. 31 
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Ferner hat der Verwaltungsrat die Aufgabe, einheitliche Rahmenvorgaben für 
die Arbeit der dezentralen Einheiten des Beitragseinzugs unter Wahrung der 
gesetzlichen Erhebungskompetenz der Landesrundfunkanstalten festzulegen. 

§ 4 
Fachgruppen 

Zur Beratung operativer Fragen und Vorbereitung von Entscheidungen werden 
die Fachgruppe ,.Finanzen/Organisatian/lT" sowie die Fachgruppe ,.Kundenma- 
nagement" eingesetzt, Diese beraten den Verwaltungsrat und die Geschäftsfüh- 
rung und bereiten grundsätzliche Fragen zur Entscheidung im Verwaltungsrat 
vor. Dazu geharen auch Empfehlungen für Vorgaben bzw. Rahmenrichtlinien 
für die operativen Ebenen, die dem Verwaltungsrat zuzuleiten sind. Erheben 
sich bis zur bzw. in der nächsten Sitzung des Vewaltungsrats gegen diese 
Empfehlungen keine Einwände, gelten sie als vom Verwaltungsrat beschlossen. 
Bei Eilbedürftigkeit führt der Vorsitzende des Verwaltungsrats eine Entschei- 
dung irn schriftlichen oder telefonischen Verfahren herbei. Nähere Einzelheiten 
zum Verfahren innerhalb der Fachgruppen regetn Geschäftsordnungen für die 
beiden Fachgruppen, die vom Verwaltungsrat zu verabschieden sind. 

Jede Fachgruppe besteht einschliefilich ihre& Vorsitzenden aus höchstens 10 
vom Verwaltungsrat bestätigten Mitgliedern sowie zwei Vertreterlnlinnen des 
Zentralen Beitragsservice; in die Fachgruppe ,.Finanzen/Organisation/lT" kann 
das ZDF bis zu zwei Mitglieder entsenden. Interessenkollisionen werden durch 
die Geschäftsordnung ausgeschtossen. Die Besetzung erfolgt aufgabenspezi- 
fisch nach fachlichen Kriterien. Die Vorsitzenden der Fachgruppen werden aus 
der Mitte des Vewaltungsrats gewählt und sollen Direktorenhnnen einer 
Rundfunkanstalt sein. 

Die Fachgruppe Kundenmanagement ist insbesondere zuständig: 

Umsetzung des Rundfunkbeitragsctaatsvertrags auf der operativen Ebene 

Tonalität der Kundenansprache; bei grundsätzlichen Fragen soll die GSEA 
B.eitragsmarketing/Kommunikation einbezogen werden 

Strategie und konkrete Maßnahmen der Marktbearbeitung 

Grundsätzliche Festlegungen des Brief- und Formularwesens, Beschwer- 
demanagement und Qualitätssicherung 

Erarbeitung von Richtlinien für das Kundenmanagement sowoht für den 
Zentralen Beitragscervice als auch für die dezentralen Einheiten der 
Land esrundfun kanstalten 
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4.  Die Fachgruppe Finanzen/Organisation/lT bereitet die Entscheidungen des 
Vewaltungcrats zu folgenden Themen vor: 

- Finanzierung 

- Zahlungsverkehr 

- Innere Verwaltung einschließlich Aufbau- und Ablauforganisation 

- Datenverarbeitung und lnformationstechnik 

fnsbesondere votiert sie in: 

al alien Angelegenheiten gemM Ej 2 C - h, soweit keine vorrangige Beratungs- 
funktion der Fachgruppe Kundenmanagement gemäß § 4 Ziff. 3 a -. e gege- 
ben ist 

b] allen Angelegenheiten gemäß Ej 3 Ziff. 6 d g 

cl allen Angelegenheiten gemäß 5 5 Ziff. 3 mit Ausnahme der Personalange- 
tegenheiten nach den Buchstaben g und h 

Die in den dezentralen Einheiten des Beitragseinzugs [Dritter Abschnitt Verwal- 
tungsvereinbarung] getroffenen Festlegungen, die Auswirkungen auf die be- 
schriebenen Zustsndigkeiten für den Zentralen Beitragsservice haben, sind 
von der Fachgruppe ebenfalls zu beraten. 

Darüber hinaus erörtert die Fachgruppe mit der Geschäftsführung Fragen von 
grundsätzlicher und/oder erheblicher Bedeutung. Der Verwaltungsrat kann der 
Fachgruppe weitere Angelegenheiten oder Einzetfragen zur Bearbeitung 
undloder Entscheidung übertragen. 

9 5 
Geschäftsführung des Zentralen Beitragssenrice 

1. Die Geschäftsführung besteht aus einem Geschäftcführerleiner Geschäftsfüh- 
rerin. 

2. Die Geschäftsführung hat die Aufgabe, für den gemeinsamen Beitragsservice 
die Geschäfte der zentralen Einheit in Köln nach Maßgabe dieser Verwaltungs- 
vereinbarung und der nach § 3 Ziff. 6 g erlassenen Ordnungen und den Be- 
schlüssen des Verwaltungsrates zu führen. 

3. Die Geschäftsführung bedarf der Zustimmung des Verwaltungsrats in allen 
grundsätzlichen Angelegenheiten, insbesondere in folgenden Angetegenheiten: 

a] Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken 

b] Erwerb und Veräunerung von Unternehmen und Unternehmensbeteiligun- 

gen 

C) Übernahme von Wechcelverpflichtungen und Bürgschaften 
I 
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dl Aufnahme und Gewährung von Darlehen und Krediten 

e) Einräumung von Pfandrechten 

f j  Rechtsgeschäfte, die zu einer Gesamtteistung im Wert von mehr als 
150.000,-- E: [brutto) verpflichten 

gl Anstellungcverträge mit Leitenden Angestellten [Geschäftsbereichsleiter 
und Abteilungsleiterl 

h] Erteilung von Vollmachten an Leitende Angestellte 

il Einleitung von Rechtsstreitigkeiten mit einem Gegenstandswert von mehr 
a k  50.000,-- € lbruttol 

8 6  
Finanzwirtschaft 

Die Finanzwirtschaft ist an die Ansätze des Haushaltsplanes gebunden. Sie ist 
den Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit verpflichtet. 

Die Geschäftsführung des Zentralen Beitragsservice hat dem Verwattungsrat 
jeweils bis zum 1. August eines jeden Jahres einen Entwurf eines Waushalts- 
planes für das Folgejahr vorzulegen. Die Fachgruppe Finanzen/Organisation/iT 
berät diesen und legt dem Verwattungsrat rechtzeitig eine Stellungnahme mit 
einem BeschLu~svorschlag vor. Näheres regelt die Finanzardnung. 

Der Vewaltungsrat stellt bis zum 15. Dezember eines jeden Jahres nach Prü- 
fung den Haushaltsplan [einschließlich der Festlegung der Höhe und der Zah- 
lungstermine für Abschlagzahlungen auf Beiträge sowie einschließlich eines 
Stellenplanes] für das nächstfolgende Haushaltsjahr fest. 

Wenn ein Haushaltsplan nicht rechtzeitig festgestellt ist, sind die Abschlagzah- 
Lungen von den Rundfunkanstalten in Höhe der für den letzten Monat des vo- 
rangegangenen Jahres geltenden Sätze zu zahlen. Aunerdem ist für diesen Fall 
die Geschäftsführung bis zur Genehmigung eines Haushaltsplanes ermächtigt, 
alle Ausgaben zu leisten, die notwendig sind, 

a] um den Betrieb der zentralen Einheit in seinem bisherigen Umfang zu er- 
halten 

b] um die vom Verwaltungsrat beschlassenen Mahahmen durchzuführen 

C] um Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen, sofern 
d U rch den Haushaltsplan des Vorjahres bereits Beträge bewilligt sind 

df  um die rechtlich begründeten Verpflichtungen der Rundfunkanstalten im 
Zusammenhang mit dem zentralen Beitragseinzug zu erfüllen 
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5. Der von der Geschäftsführung aufgestellte Jahresabschluss wird durch einen 
Wirtschaftsprüfer geprüft. Bis zum 31. Mai eines jeden Jahres hat die Ge- 
schäftsführung den Jahresabschluss für das Vorjahr zusammen mit dem Prü- 
fungsbericht dem Vewattungsrat zuzuleiten. Der Verwaltungsrat stellt nach 
PriJfung den Jahresabschluss [einschließlich Fecttegung der endgültigen Bei- 
träge sowie der Ausgleichszahlungenl fest. 

6.  Die Kosten des Zentralen Beitragsservice in Köln werden von den Rundfunkan- 
stalten getragen. Maßstab für die Umlage auf die Rundfunkanstalten sind die 
Summen der den einzetnen Rundfunkanstalten im betreffenden Haushaltsjahr 
zufließenden Rundfunkbeiträge oder Beitragsanteile. 

7, Die Rundfunkanstalten haben auf ihre Umlagebeiträge Abschtagsrahlungen 
gemäR dem Haushaltsplan auf ein Konto des Zentralen Beitragcservice in Köln 
zu leisten. Durch Beschluss des Verwaltungsrates mit Dreiviertelmehrheit kann 
die Höhe der Abschlagzahlungen auch im Laufenden Haushaltsjahr ex nunc ab- 
geändert werden. Wach Feststellung des Jahre~abschlusses sind Ausgleichs- 
zahlungen binnen drei Wochen zu leisten. 

8. Für Verbindlichkeiten haftet jede Rundfunkanstalt in dem in Ziffer 6 genannten 
Verhältnis; zu entsprechenden Bruchteilen ist jede Rundfunkanstalt an den 
Gegenständen des Gemeinschaftsvermögens des Zentralen Beitragsservice be- 
teiligt. 

Dritter Abschnitt 

Dezentrale Einheiten bei den Landesrundfunkanstalten 

§ 7 
Aufgaben der dezentralen Einheiten bei den Landesrundfunkanstalten 

1. Für dezentrale Aufgaben des Beitragseinzugs unterhalten die Landesrundfunk- 
anstalten die erfordertichen Qrganisationseinheiten. Eine Kooperation mischen 
einzelnen Candesrundfunkanctalten sowie die Übernahme von Aufgaben des 
dezentralen Beitragseinzugs einer Landesrundfunkanstalt durch eine oder 
mehrere andere ist zulässig; das Nähere vereinbaren die beteiligten Rundfunk- 
anstalten miteinander. 

2. Zu den dezentral zu erfüllenden Aufgaben des Beitragseinzugs gehören insbe- 
sondere: 

a)  Marktbearbeitung im Rahmen der regionalen Beitragssachverhaltsklärung 
mit oder ohne Dienstleictungsunternehmen bzw. unter Einbeziehung von 
externen Unternehmen 
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bl Durchführung vereinfachter Meldeverfahren für Sonderkunden (2.6. Filial- 
betriebe, Prestige-Kunden, etc.) 

C]  Durchführung allgemeiner regionaler Marktbearbeitungsaktivitäten 

dJ Informationsveranctaltungen mit Regionalbezug (z.0. für IHK, Kommunale 
Verbände, Kommunalkassen, sonstige Stellen, etc.] 

e) Durchführung der Verwaltungsstreitverfahren 

f) Beschwerdemanagement mit Regionalbezug (Sonderfälle, Kunden über 
Ctaatskanzlei, Intendanz, etc.] 

g 1 Sonderprojekte, die nicht das Massenverfa hren betreffen 

3. Vorbehaltlich einer Vereinbarung gemäß Ziff. 1 tragen die tandesrundfunkan- 
stalten die Kosten des dezentralen Beitragseinzugs selbst. Es gelten jedoch die 
Regelungen zur Verrechnung der Anstaltckosten des Beitragseinzugs [bislang 
f3ebühreneinrugs) bzgl. der Kostenbeteiligung von ZDF, ARTE, dem Deutsch- 
landradio und den Landesmedienanstalten in ihrer jeweils geltenden Fassung. 
Die Kosten des Beitragseinzugs sind in der Anlage zu dieser Verwaltungsver- 
einbarung näher definiert. 

4 .  Die dezentralen Organisatianseinheiten des Beitragseinzugs sind im Interesse 
einer einheitkhen Anwendung des Beitragsrechts an die Vorgaben und Richtli- 
nien des Verwaltungcrats (5 3 Ziff .  71, der GCEA (C) 8 B1 und der Fachgruppen 
(5 4) unter Wahrung der gesetzlichen Erhebungskompetenz der Landecrund- 
funkanstalten gebunden. Die Mitglieder der Fachgruppen informieren ihre je- 
weiligen dezentraten Organisationseinheiten über die Vorgaben und Richtlinien 
der Fachgruppen, 

Vierter Abschnitt 

§ B  
Gemeinschafiseinrichtung Beitragstecht und Gerneinschaftseinrichtung Beitrags- 

kornmunikationlMarketing 

A. Beitragsrechtliche Fragen sowie die Aufgaben Kommunikation/Marketing des 
Beitragsservice werden in zwei getrennten Gemeinschaftseinrichtungen bear- 
beitet. Ihre Leiter werden einvernehmlich von den lntendantinnen und Inten- 
danten der Rundfunkanstalten berufen. 

B. Die Gemeinschaftseinrichtung Beitragsrecht hat insbesondere folgende Auf- 
gaben: 
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Klärung von Rechtsfragen zum Rundfunkbeitragsstaatsvertrag, die vom 
Zentralen Beitragsservice oder von der Fachgruppe Kundenmanagement 
sowie den dezentralen Einheiten in den Landesrundfunkanstalten einge- 
bracht werden 

Information der Fachgruppe Kundenmanagement und der Geschäftsfüh- 
rung des Zentralen Beitragsservice über die Beratungcergebnisse zwecks 
operativer Umsetzung der Ergebnisse für den zentralen und dezentralen 
Beitragsservice 

Empfehtung für die Gerichtsprozess-Strategien für ARD. ZDF und Deutsch- 
tand radio 

Pflege einer Urteilsdatenbank, Weitergabe positiver Gerichtsentscheidun- 
gen an Juris und ggf. Kommentierung 

Kommunikation der Gerichtsentscheidungen an die Fachgruppe Kunden- 
management und an die Geschäftsführung des Zentralen Beitragsservice 
für die Umsetzung der operativen Aufgaben 

Information der Gemeinschaftseinrichtung Marketing/Kommunikation über 
presserelevante Gerichtsentscheidungen 

Festiegung von Richtlinien für die dezentralen Einheiten Beitragsservice in 
den Landesrundfunkanstalten 

Äul3erungsrechtliche Prüfung von Aussagen irn Zusammenhang mit dem 
Beitragseinzug 

Conderaufgaben zum Rundfunkbeitragsstaatsvertrag Iz. B. Evaluation etc.1 

C. Die Gemeinschaftseinrichtung BeitragskommunikationlMarketing hat folgende 
Aufgaben: 

1. Kommunikation bezügtich des Rundfunkbeitrags und des Zentralen Beitrags- 
service: 

Pressearbeit, bei grundsätzlichen Fragen in enger Abstimmung mit dem 
ARD-Vorsitz/der ARD-Pressestelle 

Inhaltliche und redaktionelle Gestaltung des lnternetauftritts 
„www.rundfunkbeitras.de", soweit nicht unter 5 2 m geregelt 

Inhaltliche Abstimmung der Webprasenzen der Landesrundfunkanstalten, 
ZDF und Deutschlandradio zum Thema Rundfunkbeitrag 

Beobachtung des Social Web 

Erstellen von lnformationsmaterial 

Interne Kommunikation, insbesondere zum ARD-Vorsitz, zu den Intendan- 
zen, der ARD-Pressestelle und den Pressestellen der Rundfunkanstalten 
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gl Begleitforschung, die die Reaktionen auf den Rundfunkbeitrag auswertet 

2. lm  Rahmen von Werbung und Public Relations: 

Planung und Bedienung aller Werbeformen [klassische Werbung, Ontine- 
Werbung, sonstige Werbeformen] im Rahmen des zur Verfügung stehenden 
Etats; die Planung nationaler Werbekampagnen und deren Umsetzung be- 
darf der Zustimmung der lntendantinnen und lntendanten 

Konzeptionelle Entwicklung einer Kommunikationsstrategie zum Rund- 
funkbeitrag und seinem Zweck zur Finanzierung der Aufgaben des offent- 
(ich-rechtlichen Rundfunks in Form von Gemeinschaftskampagnen sowie 
von Angeboten für regionale Einsatzmöglichkeiten; die Planung nationaler 
Werbekampagnen und deren Umsetzung bedarf der Zustimmung der In- 
tendantinnen und lntendanten 

Gezielte Ansprache von Multiplikatoren und Betroffenenorganisationen, 
Verbänden und Gremien 

3. Marktforschung 

D. In jede der beiden Gemeinschaftseinrichtungen kann jede Rundfunkanstalt und 
- ohne Stimmrecht - der zentrale Beitragsservice eineln Mitarbeiterlin entsen- 
den. Die Leiter der beiden Gemeinschaftseinrichtungen sollen bei grundsätzli- 
chen Fachfragen die Fachkornmissionen von ARD, ZDF und Deutschlandradio 
beratend hinzuziehen. 

E. Die Personalausstattung und die Finanzierung werden jeweils für die einzelne 
GSEA in einem Wirtschaftsplan festgelegt, den die Finanzkommission nach Be- 
ratung durch die AG Kosten beschließt. Die Kosten werden von den Rundfunk- 
anstalten gemeinsam nach dem Beitrags-Schlüssel getragen. 

§ 9 
Einbindung und Verfahren der Gemeinschaftseinrichtungen Beitragsrecht und 

BeitragckommunikationlMarketing 

I .  Die beiden Gemeinschaftseinrichtungen unterstehen der Aufsicht der lntendan- 
ten und erstatten diesen einmal jährlich bis r um 31.03. einen Bericht über ihre 
im abgelaufenen Kalenderjahr getätigten Aufgaben und Entscheidungen. 

2. Die Gemeinschaftseinrichtungen sind beschlussfähig, wenn mindestens acht 
Rundfunkanstalten vertreten sind; die Übertragung des Stimmrechts auf den 
Vertreter einer anderen Rundfunkanstalt ist zulässig. Beschiüsse bedürfen der 
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Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Beschlüsse über Entscheidungen mit fi- 
nanziellen Auswirkungen von mehr als 100.000 € bedürfen der Einstimmigkeit. 

3. Die Leiter der Gemeinschaftseinrichtungen Legen bis zum 30.09. eines Kalen- 
derjahres einen Wirtschaftsplan vor, der im Auftrag der Finanzkommission von 
der AG Kosten überprüft und sodann der Finanzkommission zur Entscheidung 
vorgelegt wird. Nach deren Beschluscfacsung stehen die Etatmittel den beiden 
Gemeinschaftseinrichtungen zur Verfügung. 

Fünfter Abschnitt 

Schlussbestirnrnungen 

1. Die Verwaltungsvereinbarung Beitragseinzug ersetzt die bisherige Verwal- 
tungsvereinbarung GEZ. Sie tritt mit Wirkung vom 01.10.2013 in Kraft und gilt 
für unbestimmte Zeit. 

2. Die Verwaltungsvereinbarung kann von jeder Rundfunkanstalt durch einge- 
schriebenen Brief an alle anderen Rundfunkanstalten unter Einhaltung einer 
Frist von einem Kalenderjahr zum Jahresende gekündigt werden, erstmals zum 
3l.i2.2015. Im Falle einer Kündigung ist jede Rundfunkanstalt zur Anschtuss- 
kündigung binnen vier Wochen nach Eingang der Kündigung berechtigt. 

3. Über die Frage des Fortbestands des Zentralen Beitragsservice und der beiden 
Gemeinschaftseinrichtungen werden die verbleibenden Rundfunkanstalten im 
Falle einer Kündigung unverzüglich befinden. 

4. Nach Ablauf von zwei Jahren seit Inkrafttreten dieser Verwaltungsvereinbarung 
findet eine Evaluation statt. Dabei soll auch überprüft werden, ob die Zahl der 
Mitglieder der Fachgruppen und der beiden Gemeinschaftseinrichtungen ver- 
ringert werden kann. Das ZDF und das Deutschlandradio sind berechtigt. nach 
Ablauf von zwei Jahren, d. h. bis zum 30.09.2015 über die Fortführung ihrer Bc- 
teitigung an den beiden GSEA nach 5 8 zu entscheiden; sollten das ZOF 
undIoder das Deutschlandradio ihre Beteiligung beenden wollen, haben sie dies 
den anderen Rundfunkanstalten spätestens bis zum 30.06.2015 mitzuteilen. 

5. Die Verwaltungsvereinbarungen zwischen ARD/ZDF über die Beteiligung an den 
Kosten des Gebühreneinzugs vom 21 ./27.12.1977 wird mit lnkrafttreten dieser 
Verwaltungsvereinbarung aufgehoben. 
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Ort, Datum Otrich Withelm [Bayerircher Rundfunk) 

Ort, Datum Dr. Willi Steul (Deutschlandradio) 

- .- ..- 
CM 

Ort, Datum Dr. Helmut Reitze (Hessischer Rundfunk] 

- -.P 

Ort, Datum Prof. Dr. Karota Wille [Mitteldeutscher Rundfunk1 

-- 

Ort, Datum Lutz Marmor 

(Norddeutscher Rundfunk1 

W*-  --. -- 

Ort, Datum r (Radio Bremen] 

- .. - 
Ort, Datum [in-Brandenburgl 



Ort,  Datum 

Prof. Thomas Kteist [Saarlärtdi~cher Rundfunk) 

Ort, Datum Dr. Thomas Bellut [Zweites Deutsches Fern-iehenl 

An lag-  - 
..Kosten des Beitragseinzugs" 
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Anlage zur Verwaltungsvereinbarung Beitragseinzug 

Kosten des Beitragseimuges 

Die Verrechnung der Kosten des Wiragseinzugs werden in der Verwaltungsvereinbarung 
Beitragseinzug unter .j 6,6.,  .j 7, 3. und .j 8, E grundlegend geregelt. Diese Anlage dient der 
Detaillierung dieser Regelungen. 

Die Kosten des Beitragseinzugs werden grundsätzlich gemäß Beschluss der 
Finanzkommission vom 10. November 1994 unter TOP 3.2 von den Beteiligten ARD, ZDF, 
Landesmedienanstalten, Deutschlandradio und ARTE Deutschland TV GmbH in dem 
Verhältnis getragen, in dem sie am Beitragsaufkommen beteiligt sind. Die Verrechnung mit 
den Landesmedienanstalten wird zudem in den Verwaltungsvereinbarungen mit den 
Landesmedienanstalten geregeit. 

Kosten des Beitragseinzuges sind: 

A Kosten des Zentralen Beitragsservice tn Koln 

Die Kosten des Zentralen Beitragsservice in Koln setzen sich zusammen aus: 

1. Betriebsbeiträge des Zentralen Beitragsservice 
2. Zuftihrungen zur Altersversorgung des Zentralen Beitragsservice 
3. sonstige Kosten (Vollstreckungskosten und Kosten fCir Rücklastschriften) 

B Kosten der dezentralen Einheiten bei den Landesrundfunkanstalten 

Die Kosten der dezentralen Einheiten bei den tandesrundfunkanstaiten werden jährlich 
mit den Beteiligten ARD, ZDF, Landesmedienanstalten, Deutschlandradio und ARTE 
Deutschland TV GmbH bis spätestens 15. Juni des Folgejahres abgerechnet. Im 
Innenverhaltnis der Landesrundfunkanstalten, trägt jede Landesrundfunkanstalt die 
Kosten des eigenen dezentralen Beitragsservice selbst. 

Das ZDF zahit auf den Kostenanteii jeweils bis turn 31. Dezember eine 
Abschlagszahlung in Höhe des Vorjahresbetrages, Die Dierenz zum endgültigen 
Rechnungsbetrag ist nach Rechnungsstellung auszugleichen. 

Dem Deutschlandradio und ARTE Deutschland TV GmbH kann zu Beginn des 
Folgejahres eine vorlaufige Abrechnung gestellt werden. 

Die Kosten der dezentralen Einheiten bei den Landesrundfunkanstalten sind: 

1. Direktkosten 

Direktkosten sind Kosten, die in den dezentralen Einheiten bei den 
Landesrundfunkanstalten und in anderen Stellen entstehen, die unmittelbar für den 
Beitragseinzug tatig sind. 

Direktkosten sind im Wesenttlchen: 

Arbeitsentgelte (RKR Gmppen 40 und 41) 
Kosten der regionalen Beitragssactiverhaltsklärung (RKR 4592) 
Mieten fQr EDV-Anlagen des Beitragseinzuges (RKR 474) 
Reisekosten (RKR 470) 
Büromaterial (RKR 442 - 443) 

Die Direktkosten sind nach dem jeweils gültigen Rundfunkkontenrahmen (RKR) zu 
gliedern. Für die Kostenzuordnung ist der Kontierungskatalog zum RKR maßgebend. 



Anlage zur Verwaltungsvereinbarung Beitragseinzug 

2. Anteilige Betriebskosten 

Anteilige Betriebskosten sind: 

2.1 Raumkosten 9,20 E pro m2 und Manat 
(M$ dieser Pauschale sind sämtliche Mietnebenkosfen, wie 
Reinigung, Heizung, Geb&udeunferha/tungskosten u. 8. 
abgegolten) 

2.2 Kraftfahrzeugkosten km-Preis 

2.3 Telefonkosten laut Betriebsabrechnung 

3. Allgemeine Verwaltuncrskosten 

Zuschlag von 7,s 9% auf die Summe von 1 und 2 

I (Kosten der dezentralen Einheiten bei den Landesrundfunkanstalten - ) 1 

Die Berechnung erfolgt nach foigendem Gesamtscherna: 

Nicht verrechnet werden alle Kosten, die in ihrer Art auch dem ZDF bzw. dem 
D~utschlandradio entstehen, das sind zum Beispiel Kosten fUr 

- allgemeine Kontakte mit dem Zentralen Beitragsservice und Kommissionsarbeiten, - allgemeine Beitragsrechtsfragen (sofern nicht in der GSEA Beitragsrecht abgerechnet), - interne Verarbeitung der Beitragse~nnahmen. 

Gesamt Kosten art Bezeichnung Dezentralen Andere Stellen 
Einheiten f 

1. Direktkosten 

Zwiscttensurnrne 

einschl. regionaler 1 I 
SachverhaltskIärung I 

! 
i E 

I 
f 

I 1 
1 

i 
i 

2. Anteiliga BeEriebskosten 
2.1 Raumkosten 
2 2  Krafffahrzeugkosten 
2.3 Telefonkosten 



Anlage zur Verwaltungsvereinbarung Beitragseinzug 

C Kosten der Gemeinschaftseinrichtung Beitragsrecht und der 
GemeinschaffseinRchtung BeitragskotnmunikationlMarketlng 

Die Personalausstattung und die Finanzierung werden jeweils für einzelne GSEA in 
einem Wirtschaftsplan festgelegt, den die Finanzkommission nach Beratung durch die 
AG Kosten beschließt. 

Es gelten die allgemeinen Regelungen zur Verrechnung der Kosten von 
Gemeinschaftseinrichtungen gemäß Kostenverrechnungsrichttinien. 

Die Verrechnung mit ARD, ZDF und Deutschlandradio erfolgt gemäß 
Vennraltungsvereinbarung Beitragseinzug nach dem jeweils gültigen Beitragsschlüssel. 

Die Verrechnung mit den Landesmedienanstalten wird in der Verwaltungsvereinbarung 
über die Einziehung und Abführung der nach Landesrecht zuständigen Stellen an der 
Rundfunkgebühr sowie in der Ergänzungsvereinbarung zwischen den 
Rundfunkanstalten und den Landesmedienanstalten über die Aufteilung von 
Rundfunkgebührenmitteln vom September 2Mt5 geregelt. Die ARTE Deutschland N 
GmbH beteiligt sich gemäß Beschluss der Finanzkommission vom 10. November 1994 
unter TOP 3.2 entsprechend dem Anteil am Beitragsaufkommen an den Kosten des 
Beifragseinzuges. 


